
Textbausteine für ein Schreiben zum Kabinettsentwurf des Gesetzes zur Stabilisierung der Beitragssätze in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-BStabG)
Sie können die Textbausteine gerne für eigene Schreiben nutzen und politische Vertreter*innen wie die Bundesgesundheitsministerin, Mitglieder des Gesundheitsausschusses und Abgeordnete in den Wahlkreisen anschreiben. Verwenden Sie einfach diejenigen Bausteine, die Sie gerne an die Politik herantragen wollen. Gerade bei der Ansprache der für Ihren Wahlkreis zuständigen Mandatsträger*innen ist es zudem hilfreich, ganz konkrete Beispiele für die Auswirkungen auf lokaler oder persönlicher Ebene dazustellen
Insbesondere die gelb markierten Textstellen sind anzupassen. 
Betreff: GKV-Beitragsstabilisierungsgesetz 
Sehr geehrte Frau … / Sehr geehrter Herr …,
mit großer Sorge verfolge ich die geplante Reform zur Stabilisierung der gesetzlichen Krankenversicherung.
Mir ist bewusst, dass die Krankenkassen finanziell unter Druck stehen und tragfähige Lösungen gefunden werden müssen. Der vorliegende Gesetzentwurf erscheint mir jedoch in vielen Punkten sozial unausgewogen. Die geplanten Maßnahmen würden vor allem Menschen treffen, die ohnehin bereits mit hohen Belastungen leben müssen, vor allem chronisch kranke Menschen, Menschen mit Behinderungen, Familien sowie Menschen mit geringem Einkommen.
Besonders kritisch sehe ich die vorgesehenen höheren Zuzahlungen und Kürzungen im Bereich der Hilfsmittelversorgung. Wir Bürgerinnen und Bürger zahlen schon heute den größten Teil der Arzneimittel selbst. Viele Menschen verzichten deshalb schon heute aus finanziellen Gründen auf notwendige Medikamente, Therapien oder Behandlungen. Zusätzliche Belastungen verschärfen dieses Problem weiter. Wer auf einen Rollstuhl, eine Prothese, Hörhilfen oder andere Hilfsmittel angewiesen ist, braucht diese Unterstützung für ein selbstbestimmtes Leben und gesellschaftliche Teilhabe. Hier darf nicht pauschal gespart werden.
Auch die geplanten zusätzlichen Belastungen in der Familienversicherung halte ich für problematisch. Viele Familien übernehmen Betreuungs-, Pflege- oder Sorgearbeit und können ihre Erwerbstätigkeit nicht beliebig ausweiten. Gerade Menschen mit kleinen Einkommen würden durch zusätzliche Beiträge besonders hart getroffen. Einzelne Maßnahmen können dazu führen, die familienunterstützenden Hilfen zu schwächen. Dazu gehört auch die Einschränkung der Übernahme von Tarifentgelten.  Mit Sorge sehe ich deshalb die geplanten Begrenzungen bei der Finanzierung von Pflege, Rehabilitation und Rettungsdiensten. Schon heute arbeiten viele Einrichtungen und Dienste unter enormem wirtschaftlichem Druck. Wenn steigende Kosten künftig nicht ausreichend refinanziert werden, drohen Einschränkungen bei Angeboten, längere Wartezeiten und weiterer Druck auf Beschäftigte. Das würde die Versorgung vieler Menschen vor Ort verschlechtern.
Positiv sehe ich hingegen die geplante Abgabe auf zuckergesüßte Getränke. Prävention und Gesundheitsförderung sollten aus meiner Sicht insgesamt deutlich stärker im Mittelpunkt stehen. Langfristig lassen sich Gesundheitskosten nicht allein durch Kürzungen begrenzen, sondern vor allem durch gute Prävention, verlässliche Versorgung und soziale Sicherheit.
Ich bitte Sie deshalb, sich im parlamentarischen Verfahren für soziale Nachbesserungen einzusetzen. Die notwendige Stabilisierung der gesetzlichen Krankenversicherung darf nicht zulasten derjenigen erfolgen, die besonders auf Unterstützung angewiesen sind. Gesundheit und Teilhabe müssen für alle Menschen bezahlbar und zugänglich bleiben.

Mit freundlichen Grüßen
[Name]
[Ort]


	
	
	



